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Mehr Wertschöpfung, Wettbewerbsfähigkeit und Souveränität: Das verspricht sich die Bundesregierung von der „Hightech

Agenda Deutschland“, die als Unterrichtung (21/1100) vorliegt (vgl. hib – heute im bundestag – Nr. 346 vom 14.8.2025). Mit

der Agenda will die Bundesregierung verstärkt in Zukunftstechnologien investieren und so die „Innovations- und Wirt-

schaftskraft unseres Landes deutlich erhöhen“. Ein besonderer Fokus der Agenda liege laut Unterrichtung auf den sechs

Schlüsseltechnologien Künstliche Intelligenz, Quantentechnologien, Mikroelektronik, Biotechnologie, Fusion und klimaneutrale

Energieerzeugung sowie Technologien für die klimaneutrale Mobilität. Für jede dieser Schlüsseltechnologien sollen laut High-

tech-Agenda sog. Flaggschiff-Initiativen mit konkreten Zeitplänen vorgelegt werden. Für 2025 sei u.a. geplant, dass in

Deutschland erstmals ein Forschungssatellit zur Quantenkommunikation in Betrieb geht. Außerdem starten laut Bundesre-

gierung „groß angelegte Förderinitiativen für KI-Modelle der nächsten Generation“. Beispielsweise will die Bundesregierung

durch eine Offensive im Bereich KI die Arbeitsproduktivität erhöhen. Bis 2030 sollen 10% der Wirtschaftsleistung KI-basiert

erwirtschaftet werden, heißt es in der Unterrichtung. Zudem müsse „die Verfügbarkeit und Nutzbarkeit von KI-Kapazitä-

ten“ – beispielsweise Recheninfrastruktur, Software-Tools, Algorithmen und Datenökonomie – erhöht und der Zugang hierzu

verbessert werden. Die Bundesregierung will u.a. mindestens eine der europäischen AI Gigafactories nach Deutschland ho-

len. Im Bereich Mikroelektronik solle bis 2026 ein „Kompetenzzentrum Chip-Design“ aufgebaut werden. Bereits jetzt sei

Deutschland der größte Mikroelektronikstandort in der EU. Um die technologische Abhängigkeit der Bundesrepublik zu ver-

ringern, sei die Ansiedlung neuer Fabriken zur Produktion von Chips, Ausrüstung und Vorprodukten ein wichtiges Vorhaben,

heißt es in der Agenda. Außerdem unterstütze die Bundesregierung, dass neue Mikroelektronik-Technologien erstmals ge-

werblich genutzt werden. Für den Bereich klimaneutrale Mobilität plant die Bundesregierung ab 2026 mit neuen Batterie-

kompetenzclustern die bestehende Batterieforschung zu stärken.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Zahlungsdienstnutzer verliert

Anspruch auf Erstattung eines nicht autori-

sierten Zahlungsvorgangs, von dem er

Kenntnis hat, bei vorsätzlicher oder grob

fahrlässiger Verzögerung der Unterrichtung

seines Zahlungsdienstleisters

1. Art. 58 der Richtlinie 2007/64/EG des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 13. No-

vember 2007 über Zahlungsdienste im Binnen-

markt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EG,

2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie

zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG ist dahin

auszulegen, dass der Zahlungsdienstnutzer den

Anspruch auf Korrektur grundsätzlich verliert,

wenn er nach Feststellung eines nicht autorisier-

ten Zahlungsvorgangs seinen Zahlungsdienst-

leister hiervon nicht unverzüglich unterrichtet

hat, auch wenn diese Unterrichtung innerhalb

von 13 Monaten nach dem Tag der Belastung er-

folgt ist.

2. Art. 58, Art. 60 Abs. 1 und Art. 61 Abs. 2 in Ver-

bindungmitArt. 56Abs. 1Buchst. bderRichtlinie

2007/64 sind dahin auszulegen, dass im Fall eines

nicht autorisierten Zahlungsvorgangs infolge der

Nutzung eines verlorenen, gestohlenen oder

missbräuchlich verwendeten Zahlungsinstru-

ments oder der sonstigen nicht autorisiertenNut-

zung eines Zahlungsinstruments, von dem der

Zahler seinen Zahlungsdienstleister innerhalb

von 13Monaten nach dem Tag der Belastung un-

terrichtethat, derZahler seinenAnspruchaufeine

wirksame Korrektur grundsätzlich nur dann ver-

liert, wenn er die Unterrichtung des Zahlungs-

dienstleisters vorsätzlich oder grob fahrlässig – in

Form einer qualifizierten Verletzung einer Sorg-

faltspflicht – verzögert hat, es sei denn, er hat in

betrügerischerAbsichtgehandelt.

3. Art. 58, Art. 60 Abs. 1 und Art. 61 Abs. 2 in

Verbindung mit Art. 56 Abs. 1 Buchst. b der

Richtlinie 2007/64 sind wie folgt auszulegen:

Wenn mehrere nicht autorisierte Zahlungsvor-

gänge infolge der Nutzung eines verlorenen, ge-

stohlenen oder missbräuchlich verwendeten

Zahlungsinstruments oder der sonstigen nicht

autorisierten Nutzung eines Zahlungsinstru-

ments aufeinanderfolgen und der Zahler die Un-

terrichtung seines Zahlungsdienstleisters von ei-

nem Teil dieser Zahlungsvorgänge unter Einhal-

tung der Frist von 13 Monaten ab dem Tag der

Belastung vorsätzlich oder grob fahrlässig verzö-

gert hat, verliert der Zahler grundsätzlich nur

den Anspruch auf Erstattung der Schäden, die

durch die Zahlungsvorgänge entstanden sind,

bei denen er die Unterrichtung seines Zahlungs-

dienstleisters vorsätzlich oder grob fahrlässig

verzögert hat.

EuGH, Urteil vom 1.8.2025 – C-665/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1921-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Griffleiste

a) Bei einem gegen den Insolvenzschuldner ge-

richteten gesetzlichen Unterlassungsanspruch

wegen Verletzung eines gewerblichen Schutz-

rechts des Klägers oder wegen eines Wettbe-

werbsverstoßes kann der durch Insolvenzeröff-

nung unterbrochene Rechtsstreit auch dann in

analoger Anwendung des § 86 Abs. 1 Nr. 3 InsO

aufgenommen werden, wenn das Insolvenzge-

richt keinen Insolvenzverwalter bestellt, sondern

Eigenverwaltung angeordnet hat (Fortführung

von BGH, Urteil vom 18. März 2010 – I ZR 158/07,

BGHZ185,11 [jurisRn. 26 f.] –Modulgerüst II).

b) Verfolgt der Kläger mit der Aufnahme des un-

terbrochenen Rechtsstreits den Unterlassungs-

anspruch wegen Verletzung eines gewerblichen

Schutzrechts nicht weiter, sondern erklärt ihn

einseitig für in der Hauptsache erledigt, tritt an

die Stelle seines Sachinteresses das Kosten-

interesse. Eine Aufnahme mit dem Ziel der Fest-

stellung der Erledigung des Unterlassungsan-

trags ist nach § 86 Abs. 1 Nr. 3 InsO möglich, so-

weit es sich bei der damit angestrebten Kos-

tentragungspflicht des Insolvenzverwalters um

eine Masseverbindlichkeit handelt.

c) Beansprucht der Kläger Schadensersatz we-

gen ein Unionsgeschmacksmuster verletzender

Handlungen, die vor und seit Eröffnung des In-

solvenzverfahrens vorgenommen worden sind,

ist eine Teilaufnahme des unterbrochenen

Rechtsstreits wegen seit Eröffnung des Insol-

venzverfahrens vorgenommenen rechtsverlet-

zenden Handlungen in der Regel nicht möglich,

weil die Gefahr einander widersprechender Ent-

scheidungen in Bezug auf den aufgenommenen

Teil des Rechtsstreits und den nicht aufgenom-

menen Teil besteht. Eine Ausnahme von dem

grundsätzlichen Teilurteilsverbot bei der Gefahr

widersprechender Entscheidungen ist aus Grün-

den effektiven Rechtsschutzes nicht gerechtfer-

tigt, wenn der Kläger die Schadensersatzforde-

rung, soweit sie eine Insolvenzforderung dar-

stellt, nicht zur Insolvenztabelle angemeldet hat.

BGH, Urteil vom 31.7.2025 – I ZR 127/24

(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1921-2

unterwww.betriebs-berater.de
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